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Vermerk 

11.03.2022 

Bilanz Finanzmarktpolitik 19. WP 

Nr. Gesetze Inhalt 

1 Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim 

Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer 

steuerlicher Vorschriften (Jahressteuergesetz 2018) 

Mit dem Gesetz sollen Umsatzsteuerausfälle beim Handel mit Waren auf 

elektronischen Marktplätzen im Internet verhindert werden. Betreiber von 

elektronischen Marktplätzen sollen künftig bestimmte Daten ihrer Nutzer vorhalten 

sowie für die entstandene und nicht abgeführte Umsatzsteuer in Haftung genommen 

werden können. Darüber hinaus fördern wir die Elektromobilität durch eine 

Halbierung der Bemessungsgrundlage bei der privaten Nutzung von Elektro- und 

Hybrid-Elektrofahrzeugen bei der Dienstwagenbesteuerung. Außerdem enthält es 

noch weitere Änderungen im Steuerrecht. 

2 Gesetz zur Stärkung und steuerlichen Entlastung der 

Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher 

Regelungen Familienentlastungsgesetz 

Mit der Neuregelung wird die Steuerbelastung von Familien in den Jahren 2019 und 

2020 um rund 9,8 Milliarden Euro sinken. Zu den einzelnen Maßnahmen gehört eine 

Erhöhung des Kindergeldes um zehn Euro monatlich ab 1. Juli 2019. Außerdem 

werden die steuerlichen Kinderfreibeträge ab 1. Januar 2019 von derzeit 7.428 um 

192 auf 7.620 Euro angehoben. Zum 1. Januar 2020 steigt der Kinderfreibetrag weiter 

um 192 Euro auf dann 7.812 Euro. Zur Sicherstellung der Freistellung des 

steuerlichen Existenzminimums wird der Grundfreibetrag (derzeit 9.000 Euro) 2019 

um 168 Euro und 2020 um 240 Euro erhöht. Um den Effekt der „kalten Progression“ 

auszugleichen, werden außerdem die Eckwerte des Einkommenstarifs verschoben, 

wodurch es zu einer Entlastung der Steuerzahler kommt. 

3 Gesetz zur steuerlichen Förderung des 

Mietwohnungsneubaus 

Gegen Wohnungsmangel hilft vor allem zusätzliches Bauen. Die steuerliche 

Förderung setzt hier – neben dem Baukindergeld und den zusätzlichen Mitteln für 

den sozialen Wohnungsbau – Impulse durch Aktivierung privater Investoren. Damit 

kann Druck aus dem Mietwohnungsmarkt genommen und Entlastungen im unteren 
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und mittleren Mietpreisbereich erreicht werden. Das Gesetz sieht die Einführung 

einer bis Ende des Jahres 2021 befristete Sonderabschreibung in Höhe von fünf 

Prozent pro Jahr vor. Die Sonderabschreibung soll zusätzlich zur bestehenden 

linearen Abschreibung gewährt werden. 

4 Gesetz über steuerliche Begleitregelungen zum Austritt des 

Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 

aus der Europäischen Union (Brexit-Steuerbegleitgesetz) 

Das Gesetz enthält notwendige steuerrechtliche und finanzrelevante Regelungen zur 

Begleitung des Austritts des Vereinigten Königreichs aus der EU. Die Regelungen im 

Steuerrecht verhindern, dass allein der Brexit für den Steuerpflichtigen nachteilige 

Rechtsfolgen auslöst. So wird u.a. bei Riester-Verträgen nicht die schädliche 

Verwendung ausgelöst, wenn Steuerpflichtige bei „Altverträgen“ ihren Wohnsitz im 

Vereinigten Königreich haben. Ebenso wird die Rechtsform der Limited steuerlich 

fortgeführt, indem klargestellt wird, dass allein der Brexit zu keiner Aufdeckung und 

Besteuerung der stillen Reserve. Neben steuerlichen Regelungen sind 

Übergangsregeln für Banken und Versicherungen vorgesehen. Der BaFin wird u. a. 

die Möglichkeit gegeben, Unternehmen mit Sitz im Vereinigten Königreich zu 

gestatten, ihr Bestandsgeschäft bis 2020 fortzuführen. Zudem wird der 

Kündigungsschutz für Spitzenmanager bei bedeutenden Kreditinstituten gelockert.  

5 Gesetz zur Neuregelung von Stromsteuerbefreiungen sowie 

zur Änderung energiesteuerrechtlicher Vorschriften 

Mit dem Gesetzentwurf sollen Steuerbefreiungen für Strom, der aus erneuerbaren 

Energieträgern und in sogenannten Kleinanlagen erzeugt wird, im Einklang mit dem 

EU-Beihilferecht neu geregelt werden. Insbesondere werden wir unserer 

ökologischen Verantwortung dadurch gerecht, dass wir konkrete Anreize in Form 

von Steuerbefreiungen für aus einem ausschließlich mit Strom aus erneuerbaren 

Energieträgern gespeisten Netz („Grünstromnetz“) und Kleinanlagen mit einer 

elektrischen Nennleistung von bis zu 2 Megawatt schaffen. 

6 Gesetz zur Bekämpfung von Missständen am Arbeitsmarkt, 

illegaler Beschäftigung sowie von Kindergeld- und 

Sozialleistungsmissbrauch 

Mit dem Gesetz werden u.a. die Ermittlungs- und Kontrollmöglichkeiten der 

Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FSK) verbessert. So werden Arbeitnehmer künftig 

noch stärker gegen illegale Lohnpraktiken im Bereich des Menschenhandels und der 

Arbeitsausbeutung geschützt. Dies ist vor dem Hintergrund wichtig, dass die 

Missbrauchsformen in den letzten Jahren immer komplexer geworden sind und 

einen überwiegend grenzüberschreitenden Charakter angenommen haben. Im 
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Einzelnen sieht der Entwurf vor, dass die Finanzkontrolle Schwarzarbeit nicht nur 

Fälle von illegaler Beschäftigung und Schwarzarbeit prüfen kann, bei denen 

tatsächlich Dienst- oder Werkleistungen erbracht wurden, sondern in Zukunft auch 

die Fälle prüfen soll, bei denen Dienst- oder Werkleistungen noch nicht erbracht 

wurden, sich aber bereits anbahnen. 

7 Grundsteuer-Reformgesetze 

a. Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und 

Bewertungsrechts (Grundsteuer-Reformgesetz) 

b. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 72, 105 

und 125b) 

c. Gesetz zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur 

Mobilisierung von baureifen Grundstücken für die 

Bebauung 

Bei der Grundsteuerreform handelt es sich um eine der wichtigsten steuerlichen 

Gesetzgebungsvorhaben der letzten Jahre. Die Grundsteuer ist neben der 

Gewerbesteuer die bedeutendste Einnahmequelle für die Kommunen. Das 

Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung Leitplanken aufgestellt, die der 

Gesetzgeber bei einer Neuregelung zu berücksichtigen hatte. Diese haben wir mit den 

folgenden einzelnen Gesetzen getan: 

a. Mit dem Gesetz werden die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts für eine 

Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts umgesetzt. Die Grundsteuer 

wird als verlässliche Einnahmequelle der Kommunen erhalten, deren Erhebung 

gleichzeitig weitgehend automatisiert wird. So führen wir ein zukunftsfähiges, 

einfach, transparent und nachvollziehbar ausgestaltetes Verwaltungsverfahren 

für die Bürger, Wirtschaft und Verwaltung ein. 

b. Mit dem Gesetz wird eine Änderung des Grundgesetzes beschlossen, um dem 

Bund ausdrücklich die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für die 

Grundsteuer zu übertragen. Um den Ländern die Befugnis zu umfassenden 

abweichenden landesrechtlichen Regelungen zu gewähren, wird den Ländern für 

die Grundsteuer das Recht zu abweichenden Regelungen nach Artikel 72 Absatz 3 

GG durch eine Öffnungsklausel eingeräumt. 

c. Mit dem Gesetz schaffen wir für Gemeinden die Möglichkeit eines erhöhten, 

einheitlichen Hebesatzes auf baureife Grundstücke. Sie erhalten damit die 

Möglichkeit, über die Grundsteuer einen finanziellen Anreiz zu schaffen, die 

baureifen Grundstücke einer sachgerechten und sinnvollen Nutzung durch 

Bebauung zuzuführen und so eine rein finanzielle Nutzung der Grundstücke als 

Spekulationsobjekte verringert werden. 
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8 Gesetz zur steuerlichen Förderung von Forschung und 

Entwicklung (Forschungszulagengesetz) 

Mit der neuen steuerlichen Forschungsförderung haben wir ein effizientes und 

zielgerichtetes Förderungsinstrument für Forschung und Entwicklung geschaffen. 

Sie wird als zweites Standbein neben der Projektförderung eingeführt. Diese hat sich 

zwar bewährt, ist aber gerade für kleine und mittelständische Unternehmen zu 

kompliziert und zu bürokratisch. Die neue steuerliche Forschungsförderung ist 

hingegen einfach zu beantragen und wird mit der jährlich fälligen Steuerlast direkt 

vom Finanzamt verrechnet. Mit dem neuen Gesetz wird der Forschungsstandort 

Deutschland gestärkt. Es können maximal 25 Prozent der Personalkosten geltend 

gemacht werden. Die Förderung ist auf 500.000 Euro pro Wirtschaftsjahr und 

Unternehmen gedeckelt. Voraussetzung hierfür ist, dass eine unabhängige Stelle den 

Forschungscharakter des Projekts im Vorfeld verbindlich bescheinigt. Sollte das 

Unternehmen in dem Jahr Verluste machen, erhält es die Fördersumme dennoch 

ausgezahlt.  

9 Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der 

Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher 

Vorschriften (JStG 2019) 

Das Gesetz enthält u.a. zahlreiche Maßnahmen zur Förderung vor allem der 

umweltfreundlichen Mobilität. Dazu werden insbesondere mehrere bereits 

existierende steuerliche Begünstigungen für Elektrofahrzeuge, Hybridfahrzeuge oder 

Dienstfahrräder bis zum Jahresende 2030 verlängert. Des Weiteren wird eine 

Sonderabschreibung für E-Lieferfahrzeuge eingeführt und das Jobticket gefördert. 

Das Gesetz regelt zudem weitere steuerrechtliche Fragen wie etwa die Erhöhung der 

Verpflegungspauschale für Dienstreisen oder die Erhöhung der Förderhöchstgrenze 

bei der Wohnungsbauprämie auf 700 beziehungsweise auf 1.400 Euro. Der 

Prämiensatz wird dabei auf 10 Prozent angehoben. 

10 Gesetz zur Beilegung von Besteuerungsstreitigkeiten 

aufgrund von Abkommen zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 

Steuerverkürzung auf dem Gebiet der Steuern vom 

Einkommen und vom Vermögen zwischen Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union (EU-

Doppelbesteuerungsabkommen-Streitbeilegungsgesetz) 

Durch die Umsetzung der Streitbeilegungsrichtlinie wird nun innerhalb der 

Europäischen Union ein zusätzliches Streitbeilegungsverfahren eingeführt, das zum 

einen eine Schiedsverfahrensphase für alle Doppelbesteuerungsstreitigkeiten 

vorsieht, die im Verständigungsverfahren keiner Lösung zugeführt werden konnten, 

und zum anderen dem Ablauf des Streitbeilegungsverfahrens durch Zeitfenster und 

Fristen einen transparenten und durchsetzbaren zeitlichen Rahmen gibt. 



 

 Seite 5 von 15 

11 Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 Mit dem Gesetz wird – wie im Koalitionsvertrag vereinbart – mit dem Abbau des 

Solidaritätszuschlags ab 2021 begonnen. Hierzu sollen folgende Maßnahmen 

umgesetzt werden: Durch die vorgesehene Regelung werden ca. 90 % der Soli-Zahler 

vollständig entlastet. Darüber hinaus werden weitere 6,5 % der Steuerzahler weniger 

Soli zahlen müssen. Dieser Abbau stellt das größte Entlastungsprojekt für die 

arbeitende Mitte in dieser Legislatur dar. Klar ist aber auch, dass wir uns beim 

Soliabbau mehr gewünscht hätten. Wir werden weiter dafür eintreten, dass auch der 

zunächst verbleibende Rest des Solidaritätszuschlags abgebaut werden kann. 

12 Gesetz zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes Unser Ziel ist es, dass mehr Menschen klimaschonender mobil sind. Damit ein 

Anreiz für den Umstieg vom Flugzeug auf die Bahn besteht, erhöhen wir die 

Luftverkehrsteuer. Die Erhöhung ist nach Distanzklassen gestaffelt, das heißt bei 

längeren Flügen steigt die Steuer mehr als bei kürzeren. 

13 Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im 

Steuerrecht 

Mit dem Gesetzentenwurf wird umweltfreundliches Verhalten steuerlich stärker 

gefördert. Konkret vorgesehen ist die steuerliche Förderung bei energetischen 

Sanierungsmaßnahmen an selbstgenutztem Wohneigentum ab 2020. Wir wollen 

Pendler ab 1. Januar 2021 befristet bis zum 31. Dezember 2026 durch das Anheben 

der Entfernungspauschale ab dem 21. Kilometer auf 35 Cent entlasten. Um mehr 

Menschen dazu zu bewegen, im Fernverkehr die Bahn zu nutzen, wird die 

Umsatzsteuer für Zugtickets auf 7 Prozent gesenkt. Außerdem sind im Gesetz 

besondere Hebesätze bei der Grundsteuer auf Gebiete für Windenergieanlagen 

vorgesehen, um Gemeinden für ihren Mehraufwande zu entschädigen und mehr 

Flächen für Windenergie zu aktivieren. 

14 Gesetz zur Neustrukturierung des 

Zollfahndungsdienstgesetzes 

Mit dem Gesetz werden rechtliche Vorgaben zur Stärkung des Datenschutzes 

beschlossen und setzen so grundlegende rechtliche Vorgaben aus dem Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts vom 20. April 2016 um. Dies betrifft etwa die 

Verwendung personenbezogener Daten, die sich aus eingriffsintensiven Maßnahmen 

ergeben. Des Weiteren verbessern wir die Möglichkeiten der Behörden des 

Zollfahndungsdienstes zur Bekämpfung der schweren und organisierten Kriminalität 

sowie zur Überwachung der Einhaltung außenwirtschaftsrechtlicher Vorschriften, 
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nicht zuletzt, was die Befugnisse zum präventiven Einsatz verdeckter Ermittler 

angeht. 

 

15 Gesetz zur Einführung einer Pflicht zur Mitteilung 

grenzüberschreitender Steuergestaltungen 

Mit dem Gesetz wird die EU-Richtlinie zur Einführung einer Pflicht zur Mitteilung 

grenzüberschreitender Steuergestaltungen in nationales Recht umgesetzt. Wir führen 

damit eine veranlagungsunterstützend ausgestaltete Mitteilungspflicht für 

bestimmte grenzüberschreitende Steuergestaltungen ein. Die entsprechenden 

Informationen sollen außerdem zwischen den Mitgliedsstaaten ausgetauscht 

werden. Hierdurch ermöglichen wir es den Mitgliedstaaten, 

Steuervermeidungspraktiken und Gewinnverlagerungen zeitnah zu identifizieren 

und ungewollte Gestaltungsspielräume durch Schaffung oder Änderung von 

entsprechenden Rechtsvorschriften zu schließen. 

 

16 Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur 

Bewältigung der Corona-Krise (Corona-Steuerhilfegesetz) 

Der Gesetzentwurf enthält weitere steuerliche Erleichterungen zur Bewältigung der 

Corona-Pandemie. Zu den enthaltenen Maßnahmen zählt unter anderem die 

temporäre Absenkung des Umsatzsteuersatzes für Speisen auf 7 Prozent, Getränke 

sind also ausgenommen. Dieser neue Steuersatz wird von 1. Juli 2020 bis 30. Juni 

2021 gelten. Darüber hinaus werden die bisherige Übergangsregelung zum 

Umsatzsteuergesetz sowie der steuerliche Rückwirkungszeitraum des 

Umwandlungssteuergesetzes bis zum 31. Dezember 2022 vorübergehend verlängert. 

Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld und zum Saison-Kurzarbeitergeld 

bis 80 Prozent des Unterschiedsbetrages zwischen dem Soll-Entgelt und dem Ist-

Entgelt werden steuerfrei gestellt. Nicht zuletzt sollen die steuerlichen 

Rückwirkungszeiträume vorübergehend verlängert werden. 

17 Zweites Gesetz zur Umsetzung steuerlicher 

Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise 

(Zweites Corona-Steuerhilfegesetz) 

Neben den bereits beschlossen steuerlichen Maßnahmen zur Bewältigung der Krise 

werden wir mit dem „Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz“ zusätzliche Erleichterungen 

auf den Weg bringen. Hierbei werden die Beschlüsse des Koalitionsausschusses vom 

3. Juni 2020 umgesetzt. Der Umsatzsteuersatz wird vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 

2020 von 19 auf 16 % bzw. von 7 auf 5 % abgesenkt. Familien erhalten einen 
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Kindergeldbonus in Höhe von 300 Euro pro Kind und der Entlastungsbetrag für 

Alleinerziehende wird befristet erhöht. Die Menschen in Deutschland können in der 

Breite von diesen Maßnahmen profitieren. Auch Unternehmen und Arbeitgeber 

werden entlastet etwa mit der befristeten Erhöhung des Freibetrags bei der 

Gewerbesteuer für die Hinzurechnungstatbestände des § 8 Nummer 1 GewStG auf 

200.000 Euro oder über eine Ausweitung der maximalen Bemessungsgrundlage der 

steuerlichen Forschungszulage auf 4 Mio. Euro im Zeitraum von 2020 bis 2025. Mit 

diesen und anderen Maßnahmen geben wir gezielte Impulse für die Wirtschaft, um 

so die Folgen der Corona-Krise rasch zu überwinden 

18 Siebtes Gesetz zur Änderung des 

Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

Mit dem Gesetzentwurf werden unter anderem die Maßnahmen des 

Klimaschutzprogramms 2030 umgesetzt. Sie sind Bestandteil der vom 

Koalitionsausschuss am 3. Juni 2020 beschlossenen Maßnahmen. Zur Förderung des 

Umstiegs auf elektrische Antriebe sieht der Gesetzentwurf eine Verlängerung der 

zehnjährigen Kraftfahrzeugsteuerbefreiung für bis Ende 2025 erstzugelassene reine 

Elektrofahrzeuge vor. Die Steuerbefreiung gilt jedoch längstens bis 31. Dezember 

2030. Bisher ist die zehnjährige Steuerbefreiung auf reine Elektrofahrzeuge 

beschränkt, die bis zum 31. Dezember 2020 erstmalig zugelassen oder komplett auf 

Elektroantrieb umgerüstet werden. Um emissionsreduzierte Fahrzeuge zu fördern, 

wird die Kfz-Steuer für vor dem 31. Dezember 2024 zugelassene Pkw mit einem CO2-

Wert bis 95g/km für fünf Jahre, längstens bis zum 31. Dezember 2025, nicht erhoben. 

19 Gesetz zu dem Mehrseitigen Übereinkommen vom 24. 

November 2016 zur Umsetzung 

steuerabkommensbezogener Maßnahmen zur 

Verhinderung der Gewinnverkürzung und 

Gewinnverlagerung 

Das Gesetz ermöglicht die Ratifikation des Mehrseitigen Übereinkommens vom 24. 

November 2016 zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maßnahmen zur 

Verhinderung der Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung. Bei 

Übereinstimmung der Auswahlentscheidungen und Vorbehaltserklärungen erfolgt 

eine vereinheitlichte Modifikation der zwischen den Parteien des Übereinkommens 

bestehenden bilateralen Doppelbesteuerungsabkommen. Durch die Modifikation der 

Präambel von erfassten Doppelbesteuerungsabkommen wird zudem ausdrücklich 

klargestellt, dass neben Doppelbesteuerungen auch Nichtbesteuerungen oder 

reduzierte Besteuerungen vermieden werden sollen. Die Konkretisierung der 
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Modifikationen erfolgt in einem zweiten Gesetz, das die konkreten Modifikationen 

an den Steuerabkommen ausführt und deren Anwendung anordnet. Das 

Bundesministerium der Finanzen wird nach Abschluss des Vertragsgesetzverfahrens 

einen Entwurf dieses Anwendungsgesetzes erarbeiten und der Bundesregierung 

vorlegen, damit das Gesetzgebungsverfahren eingeleitet werden kann. 

20 Gesetz zur Modernisierung des Versicherungsteuerrechts 

und zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

Mit dem Gesetz, das wir in zweiter und dritter Lesung beschließen, soll das 

Versicherungsteuerrecht in systematischer Hinsicht so weiterentwickelt werden, 

dass es auch in Zukunft den Anforderungen an ein modernes 

Versicherungsteuerrecht gerecht wird. Zudem enthält das Gesetz eine Änderung des 

Bundesbesoldungsgesetzes. Mit der Ergänzung wird dem Ziel der Förderung des 

Spitzensports in der Zollverwaltung Rechnung getragen: Dazu weist es einen 

Anwärtergrundbetrag für die Laufbahnen des einfachen Dienstes aus. 

 

21 Zweites Gesetz zur steuerlichen Entlastung von Familien 

sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen 

(Zweites FamEntlastG) 

Mit dem Gesetz wird die zweite im Koalitionsvertrag verankerte Erhöhung des 

Kindergeldes und des Kinderfreibetrags umgesetzt. Der neue Kinderfreibetrag beträgt 

ab. insgesamt 8 388 Euro pro Kind sowie die Erhöhung des Kindergeldes um 15 Euro 

zum 1. Januar 2021. Auch der Grundfreibetrag wird angehoben und die Eckwerte des 

Steuertarifs nach rechts verschoben. So wird verhindert, dass die Folgen der kalten 

Progression eintreten. Ebenfalls wird der Höchstbetrag für den Abzug von 

Unterhaltsleistungen nach § 33a Absatz 1 EStG angehoben. 

22 Gesetz zur Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge und 

Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen (Behinderten-

Pauschbetragsgesetz) 

Mit dem Gesetz werden die Behinderten-Pauschbeträge angepasst. Sie werden 

verdoppelt und zukünftig bereits ab einem Grad der Behinderung von mindestens 20 

gewährt. Zudem werden Steuerpflichtige mit einer Behinderung durch verschiedene 

Steuervereinfachungen entlastet. Ziel der Maßnahmen ist insbesondere, auch 

zukünftig die Vereinfachungsfunktion der Pauschbeträge sicherzustellen, 

Nachweispflichten abzubauen und die relevanten Grade der Behinderung beim 

Behinderten-Pauschbetrag möglichst mit dem Sozialrecht zu harmonisieren. 

23 Jahressteuergesetz 2020 Ziel des Gesetzentwurfs ist die Anpassung verschiedener Bereiche des deutschen 

Steuerrechts an EU-Recht, EuGH-Rechtsprechung sowie Rechtsprechung des 
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Bundesfinanzhofs. Dies betrifft insbesondere einige Aspekte mit technischem 

Regelungsbedarf. Hierzu gehören Verfahrens- und Zuständigkeitsfragen, 

Folgeänderungen, Anpassungen aufgrund von vorangegangenen 

Gesetzesänderungen und Fehlerkorrekturen. Dies resultiert in zahlreichen 

Maßnahmen, die das Einkommens- und das Umsatzsteuerrecht betreffen. Dies sind 

u.a. eine erweiterte Berücksichtigung von verbilligter Wohnraumvermietung, die 

Einführung einer Home-Office Pauschale, die Verlängerung der Steuerbefreiung zur 

Auszahlung des Corona-Bonus und ein umfassendes Ehrenamtspaket. Weiterhin ist 

es gelungen, bei schwerer Steuerhinterziehung (Cum/Ex) die Verjährungsfrist auf 15 

Jahre zu verlängern und eine rückwirkende Einziehung von Gewinnen aus bereits 

verjährten Cum-Ex-Geschäften zu ermöglichen. Im Bereich Umsatzsteuer wird das 

beihilferechtliche Risiko bei der Umsatzsteuerpauschalierung beseitigt, das sog. 

Mehrwertsteuer-Digitalpaket umgesetzt und die Steuerschuldnerschaft des 

Leistungsempfängers bei Telekommunikationsdienstleistungen an sog. 

Wiederverkäufer eingeführt. 

24 Gesetz zur Änderung des Einführungsgesetzes zur 

Abgabenordnung – Verlängerung der Steuererklärungsfrist 

in beratenen Fällen und der zinsfreien Karenzzeit für den 

Veranlagungszeitraum 2019 

Mit dem Gesetzentwurf wird die regulär mit Ablauf des Monats Februar 2021 

endende Steuererklärungsfrist nach § 149 Absatz 3 der Abgabenordnung (AO) 

steuerlich beratener Steuerpflichtiger für die Jahressteuererklärungen zur 

Einkommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer für den Besteuerungszeitraum 2019 

um sechs Monate verlängert, soweit im Einzelfall nicht eine Anordnung nach § 149 

Absatz 4 AO ergangen ist. Gleichzeitig wird die - regulär fünfzehnmonatige - zinsfreie 

Karenzzeit des § 233a Absatz 2 Satz 1 AO für den Besteuerungszeitraum 2019 um 

sechs Monate verlängert. Beide Regelungen gelten nur für den Veranlagungszeitraum 

2019. 

25 Drittes Gesetz zur Umsetzung steuerlicher 

Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise 

(Drittes Corona-Steuerhilfegesetz) 

Mit dem Gesetz werden Beschlüsse des Koalitionsausschusses vom 3. Februar 2021 

zur weiteren Bekämpfung der Corona-Folgen und Stärkung der Binnennachfrage 

umgesetzt. Unter anderem sieht das Gesetz die Verlängerung der gewährten 

Umsatzsteuersatzermäßigung auf Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen mit 

Ausnahme der Abgabe von Getränken bis zum 31. Dezember 2022 vor. Außerdem soll 
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für jedes im Jahr 2021 kindergeldberechtigte Kind ein Kinderbonus von 150 Euro 

gewährt werden. Schließlich wird der steuerliche Verlustrücktrag für die Steuerjahre 

2020 und 2021 nochmals erweitert und auf 10 Mio. Euro bei Einzelveranlagung und 

20 Mio. Euro bei Zusammenveranlagung angehoben. Somit verschafft dieses Gesetz 

den Betrieben Liquidität, die vor der Wirtschaftskrise hohe Steuern bezahlt und ihren 

Verlustrückgang selbst vorfinanziert haben. 

 

26 Siebtes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen Das Gesetz dient zur Reform des Verbrauchersteuergesetzes Durch die Änderung 

erfolgt die Umsetzung von drei verbrauchersteuerbezogenen EU-Richtlinien in 

nationales Recht. Eine dieser EU-Richtlinien betrifft verfahrensrechtliche Aspekte, 

die Erleichterungen für die betroffenen Wirtschaftsbeteiligten mit sich bringen. 

Außerdem soll der Kreis der Begünstigten von Steuerbefreiungen auf Angehörige der 

Streitkräfte von EU-Mitgliedstaaten erweitert werden, sofern es sich hierbei um 

Maßnahmen im Zusammenhang mit der Gemeinsamen Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik (GSVP) handelt. Zudem macht die EU-Alkoholstrukturrichtlinie 

geringfügige Anpassungen im Alkohol- sowie im Schaumwein- und 

Zwischenerzeugnissteuergesetz erforderlich. Darüber hinaus erfolgen einige 

fachliche und redaktionelle Änderungen im Verbrauchsteuerrecht, unter anderem 

hinsichtlich Steuerbefreiungstatbeständen und der missbräuchlichen Verwendung 

von steuerfreien Energieerzeugnissen. 

27 Gesetz zur Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes Mit dem Gesetzentwurf soll eine effektive und rechtssichere gesetzliche Regelung 

umgesetzt werden, um missbräuchliche Steuergestaltungen bei der 

Grunderwerbsteuer mittels sog. „Share Deals“ einzudämmen. Dafür sollen die 

Ergänzungstatbestände auf 90 % abgesenkt werden. Das bedeutet, das 

Grunderwerbssteuer auch dann fällig wird, wenn eine Änderung des 

Gesellschafterbestands in dieser Höhe erfolgt. Die hierfür maßgeblichen Fristen 

werden auf zehn Jahre verlängert. 

28 Gesetz zur Stärkung des Fondsstandorts Deutschland und 

zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1160 zur 

Neben der Anpassung an EU-Vorgaben enthält das Gesetz  weitere Vorschläge zur 

Stärkung des Fondsstandorts Deutschland. Dafür sollen neue Regelungen bezüglich 
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Änderung der Richtlinien 2009/65/EG und 2011/61/EU im 

Hinblick auf den grenzüberschreitenden Vertrieb von 

Organismen für gemeinsame Anlagen 

(Fondsstandortgesetz) 

der Umsatz- und der Einkommenssteuer beschlossen werden, die insbesondere die 

Bedürfnisse von Start-up-Unternehmen berücksichtigen. Weitere Anliegen sind die 

Entbürokratisierung für Fondsverwalter, die Digitalisierung der Aufsicht und 

Regelungen zum grenzüberschreitenden Vertrieb von Investmentfonds. 

29 Gesetz zur Verlängerung des erhöhten 

Lohnsteuereinbehalts für die Seeschifffahrt 

Mit dem Gesetz soll der bis zum 31. Mai 2021 befristete 100 %-ige 

Lohnsteuereinbehalt für Reeder um weitere 6 Jahre verlängert werden. Zudem soll 

der Lohnsteuereinbehalt aus beihilferechtlichen Gründen nicht mehr länger auf die 

deutsche Flagge beschränkt, sondern auf EU/EWR-Flaggen ausgeweitet werden. Die 

Anwendung der Neuregelung steht unter dem Vorbehalt der beihilferechtlichen 

Genehmigung durch die Europäische Kommission. 

30 Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von 

Abzugsteuern und der Bescheinigung von 

Kapitalertragsteuer 

(Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetz) 

Das Gesetz reduziert und verschlankt das die Verfahren um die Entlastung von der 

Kapitalertragssteuer und vom Steuerabzug für ausländische Steuerpflichtige. Das 

Entlastungsverfahren wird stärker beim Bundeszentralamt für Steuern konzentriert 

und digitalisiert. Weiterhin regt das Gesetz den Aufbau einer Kapitalertragsteuer-

Datenbank an und verbessert die Missbrauchsbekämpfung, insbesondere durch 

Anpassung der Abwehr des sogenannten treaty-shopping an neue EU-Vorgaben. 

31 Sechstes Gesetz zur Änderung des Steuerbeamten-

Ausbildungsgesetzes 

(Steuerbeamtenausbildungsänderungsgesetz) 

Das Gesetz zielt auf eine bestmögliche Sicherstellung der Aus- und Fortbildung der 

Steuerbeamten auch in Pandemiezeiten ab. Bereits getroffene Maßnahmen werden 

rechtlich abgesichert. Außerdem wird für die Vorbereitungsdienste in den 

Laufbahnen des mittleren und gehobenen Dienstes eine Öffnungsklausel für eine 

Teilzeitregelung aufgenommen, die der bereits geltenden Teilzeitregelung für die 

Einführungszeit im höheren Dienst entspricht. Das Gesetz soll rückwirkend zum 11. 

März 2020 – dem Datum der erstmaligen Ausrufung einer weltweiten Pandemie 

durch die WHO – in Kraft treten, um auch bereits getroffene pandemiebedingte 

Maßnahmen abzusichern. 

32 Gesetz zur Umsetzung der Anti-

Steuervermeidungsrichtlinie (ATAD-Umsetzungsgesetz – 

ATAD-UmsG) 

Das Gesetz enthält notwendige Regelungen zur Umsetzung der EU-Anti-

Steuervermeidungsrichtlinie „ATAD“ (Anti Tax Avoidance Directive). Daneben 

werden im engen Zusammenhang mit der Richtlinie stehende Anpassungen im 

Außensteuerrecht vorgenommen. Den Schwerpunkt des Gesetzes bilden Regelungen 
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zur Verhinderung von Besteuerungsinkongruenzen im Zusammenhang mit hybriden 

Finanzinstrumenten und anderen hybriden Gestaltungen sowie die Reform der 

Hinzurechnungsbesteuerung. Daneben werden die deutschen Regelungen zur 

Entstrickungs- und Wegzugsbesteuerung vereinheitlicht. 

33 Gesetz zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts 

(KöMoG) 

Durch das Gesetz werden die steuerlichen Rahmenbedingungen insbesondere für 

mittelständische Personengesellschaften und Familienunternehmen deutlich 

verbessert und das Unternehmenssteuerrecht weiter internationalisiert. Konkret 

sollen Personenhandelsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften auch ohne 

zivilrechtlichen Formwechsel wie eine Kapitalgesellschaft nach dem 

Körperschaftsteuergesetz besteuert werden können. Die Option zur 

Körperschaftsteuer stellt einen wichtigen Schritt zur Stärkung der 

Wettbewerbsfähigkeit insbesondere der vielen auf internationalen Märkten 

erfolgreich tätigen Familienunternehmen in der Rechtsform einer 

Kommanditgesellschaft oder einer offenen Handelsgesellschaft dar. Zudem soll mit 

dem Gesetzentwurf das bislang im Wesentlichen auf die Europäische Union und den 

Europäischen Wirtschaftsraum beschränkte Umwandlungssteuergesetz für 

Umwandlungen von Körperschaften globalisiert. 

34 Gesetz zur Abwehr von Steuervermeidung und unfairem 

Steuerwettbewerb und zur Änderung weiterer Gesetze 

Mit diesem Gesetz werden Staaten und Gebiete, die anerkannte Mindeststandards in 

Steuerfragen nicht erfüllen, zu Anpassungen aufgefordert. Zu diesem Zweck sollen 

Personen und Unternehmen durch gezielte verwaltungsseitige und steuerrechtliche 

Maßnahmen davon abgehalten werden, Geschäftsbeziehungen zu diesen Staaten und 

Steuergebieten fortzusetzen oder neu aufzunehmen. Die EU-Mitgliedstaaten haben 

sich zu einem koordinierten Vorgehen zusammengeschlossen. Dies verspricht 

größtmögliche Effektivität. Darüber hinaus soll der Entwurf verschiedene 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Steuerhinterziehung in einem Stammgesetz 

zusammenführen. 

35 Gesetz zur erleichterten Umsetzung der Reform der 

Grundsteuer und Änderung weiterer steuerrechtlicher 

Vorschriften (Grundsteuerreform-Umsetzungsgesetz) 

Mit dem Gesetz wird die in letzter Zeit ergangene höchstrichterliche Rechtsprechung 

zur Grundsteuerreform umsetzt. Daneben betrifft der Entwurf auch die Bewertung 

für Zwecke der Erbschaft- und Schenkungsteure sowie der Grunderwerbsteuer. Mit 
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den Änderungen wird eine rechtzeitige Umsetzung der Grundsteuerreform und eine 

verfassungskonforme und rechtssichere Bewertung von Grundstücken sichergestellt. 

36 Gesetz zur Modernisierung des Tabaksteuergesetzes 

(Tabaksteuermodernisierungsgesetz) 

Das Gesetz enthält die Neuauflage des Tabaksteuermodells sowie die Besteuerung 

von erhitztem Tabak (sog. Heat-not-Burn-Produkte) und nikotinhaltigen Substanzen 

zur Verwendung in E-Zigaretten. Zukünftig wird auch Wasserpfeifentabak im 

Ergebnis wie Zigaretten besteuert werden, was vor allem dem Jugendschutz dient. 

37 Gesetz zur Änderung des Rennwett- und Lotteriegesetzes 

und der Ausführungsbestimmungen zum Rennwett- und 

Lotteriegesetz (Bundesratsinitiative) 

Das Gesetz sieht Regelungen zur Besteuerung der Online-Glücksspiele „virtuelles 

Automatenspiel" und „Online-Poker" vor. Zudem werden das Rennwett- und 

Lotteriegesetz sowie dessen Ausführungsbestimmungen modernisiert und aktuellen 

Gegebenheiten und Erfordernissen angepasst. 

38 Gesetze zur Umsetzung von 

Doppelbesteuerungsabkommen 

Darüber hinaus gab es eine Reihe von Gesetzen zur Änderung von 

Doppelbesteuerungsabkommen mit verschiedenen Ländern: Kamerun, Tunesien, 

Finnland, Singapur, Dänemark, Estland, Liechtenstein, Zypern, Irland, 

Großbritannien und Nordirland, Niederlande. 
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Nr. Positionspapiere (Beschlüsse der Fraktion) Inhalt 

1 Positionspapier zur Modernisierung des 

Unternehmenssteuerrecht 

 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion setzt sich für eine umfassende Modernisierung der 
Unternehmensbesteuerung ein, welche die folgenden Bereiche umfasst:  

1) Wettbewerbsfähigkeit stärken, 

2) Bürokratie abbauen, 

3) Strukturen verbessern. 

2 Positionspapier Ehrenamtsgesetz 2021 Zuletzt wurde in den Jahren 2007 und 2012 mit zwei großen Gesetzgebungsverfahren 

die Rahmenbedingungen für das ehrenamtliche und bürgerschaftliche Engagement 

deutlich verbessert. Daran anknüpfend sollen durch die im Positionspapier 

vorgeschlagene Maßnahmen ehrenamtlich tätige Personen stärker gefördert und den 

Vereinen das Leben leichter gemacht werden. Zusätzlich beinhaltet das 

Positionspapier konkrete Vorschläge zum Bürokratieabbau für ehrenamtlich tätige 

Personen und Vereine. 

Nr. Verordnungen Inhalt 

1 Verordnungen in der 19 WP Folgende Verordnungen wurden erlassen: 

• Verordnung zur Bestimmung von Mindestanforderungen für energetische 

Maßnahmen bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden nach § 35c des 

Einkommensteuergesetzes (Energetische Sanierungsmaßnahmen-Verordnung-

ESanMV) 

• Verordnung zur Durchführung von § 14 Abs. 1 des Forschungszulagengesetzes 

(Forschungszulagen-Bescheinigungsverordnung) 

• Fünfte Verordnung zur Änderung steuerlicher Verordnungen 

• Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Bestimmung von 

Mindestanforderungen für energetische Maßnahmen bei zu eigenen 

Wohnzwecken genutzten Gebäuden nach § 35c Einkommensteuergesetz (1. 

Änderungsverordnung zur Energetischen Sanierungsmaßnahmen-Verordnung) 

• Dritte Verordnung zur Änderung der CRS-Ausdehnungsverordnung 

• Verordnung zur Änderung der Energetische Sanierungsmaßnahmen- Verordnung 
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• Verordnung über die Anzeigepflicht von Leiharbeit in der Fleischwirtschaft 

• Verordnung zur Änderung der Kassensicherungsverordnung 

 


